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Aufschwung, Wachstum, sprudelnde Steuerquellen prä-
gen derzeit die Situation in Deutschland. Der Wirtschafts-
minister erwartet bei anhaltendem Wachstum auf der Basis
des ersten Quartals 2008 Steuermehreinnahmen von
ca. 20 Mrd. € gegenüber der letzten Steuerschätzung für
dieses Jahr. Finanzminister und Kämmerer frohlocken. Al-
lerdings trübt die inflationäre Entwicklung das positive Bild.
Der Rohölpreis erreichte fast 130 US-Dollar pro Barrel; das
ist mehr als das 60-Fache des Preises aus 1972 und mehr
als das 6-Fache gegenüber 2003. Hinzu kommen die stark
gestiegenen Nahrungsmittelpreise, die vor allem den Grund-
bedarf exorbitant verteuert haben. 
In Deutschland wurde die Preisentwicklung zusätzlich seit
2007 noch durch die Mehrwertsteuererhöhung um 3 Punk-
te auf 19% verstärkt. Die amtliche Inflationsrate ist merklich
über 3% gestiegen. Allerdings wirkt hier die Zusammenset-
zung des Warenkorbes noch preisdämpfend. Die Rate der
Preissteigerungen für den Grundbedarf dürfte in diesem Jahr
jenseits der 10-Prozentmarke enden. Die fühlbaren Preis-
schübe in den Bereichen Energie, Getreide, Milchprodukte
usw. erreichen rekordverdächtige Höhen. UN und Weltbank
haben eine Task Force zur »Bekämpfung« der weltweiten
Explosion der Lebensmittelpreise gegründet. Diese Fak-
tenwerden weltweit zur Kenntnis genommen.
Im Rahmen der Einkommensbesteuerung wird den gestie-
genen Lebenshaltungskosten in zahlreichen Staaten Rech-
nung getragen. Persönliche Freibeträge wurden und wer-
den erhöht. So hat z.B. Großbritannien den Grundfreibe-
trag ab 2008 wieder erhöht. Er wird jährlich überprüft. Der
deutsche Gesetzgeber hat bislang noch nicht reagiert. Der
Grundfreibetrag zur Steuerfreistellung des Existenzmini-
mums verharrt seit 2004 bei 7 664 € und liegt damit wie-
der unter dem Sozialhilfebedarf in Ballungsräumen, der die
relativ hohen Mieten und Energiekosten berücksichtigt. Das
Sozialhilferecht reagiert bekanntlich zeitnah durch die Ge-
währung von Zuschlägen und Zulagen (so z.B. jüngst die
Erhöhungen des Wohngeldes), während im Steuerrecht re-
gelmäßig längere Zeiträume bis zur Anpassung des Grund-
freibetrags und des Einkommensteuertarifs verstreichen.
Der mit einer Tarifsenkung verbundene Steuerausfall nimmt
durch die Zusammenballung des Senkungsbedarfs sodann
erhebliche Ausmaße an, die haushaltsmäßig nur schwer
zu bewältigen sind. Die Rückgewähr der zwischenzeitlichen
Überbesteuerung an die Steuerzahler ist stets mit Schwie-
rigkeiten verbunden, zumal der Fiskus die »überhöhten« Ein-
nahmen in der Regel durch zusätzliche Haushaltsausgaben
flugs verbraucht hat. Je länger eine Tarifanpassung unter-
lassen wird, desto höher wird das Volumen an »Steuer-
ausfall« und entfacht heftige Diskussionen auf der politi-
schen Ebene.
Eine große Rolle spielt in Deutschland die »kalte Progres-
sion«. Die progressive Tarifstruktur bedingt bekanntlich,
dass ohne Tarifanpassung jegliche Einkommenserhöhung,
die nicht zu einem realen Einkommenszuwachs führt, ei-
ne überproportionale Steuermehrbelastung auslöst. Die-
se heimlichen Steuererhöhungen, die automatisch ohne
gesetzgeberische Maßnahmen wirksam werden, weiten
sich insbesondere in Zeiten, in denen die Einkommenser-
höhungen lediglich den Kaufkraftverlust ausgleichen, mas-
siv aus. Die Besteuerung von Scheineinkommen führt zu
als ungerecht empfundenen Steuerbelastungen und för-
dert letztlich die Schattenwirtschaft. Die Reduktion der
heimlichen Steuererhöhungen ist ein Gebot steuerlicher
Gerechtigkeit, von der stets auf der politischen Ebene die
Rede ist. Sobald von einer politischen Gruppierung ein ent-
sprechender Vorschlag unterbreitet wird, werden kritische
Stimmen laut. So ergeht es derzeit auch dem Vorschlag
der CSU, der moderate Reduzierungen der heimlichen
Steuererhöhungen vorsieht.
In der aktuellen Diskussion wird unwissentlich oder vor-
sätzlich von »Steuersenkungen« bei der Einkommensteuer
gesprochen. In Wahrheit geht es aber weitgehend nicht um
tatsächliche Senkungen der realen Steuerlast. Vielmehr wer-
den im Wesentlichen lediglich heimliche Steuererhöhungen,
die im Laufe der letzten Jahre eingetreten sind, eingedämmt.
Insbesondere sind von den heimlichen Steuererhöhungen
in der Vergangenheit die Bezieher mittlerer Einkommen be-
troffen, da die Progressionszone immer stärker komprimiert
wurde. Am 5. Mai 2008 hat nunmehr die CSU ein Steuer-
konzept mit dem Titel »Mehr Netto für alle« beschlossen.
Nachstehend soll die Entwicklung der heimlichen Steuerer-
höhungen und ihre vermeidbaren Ursachen erörtert werden.
Da selbst Wirtschaftsweisen die Fakten nicht immer hinrei-
chend präsent sind, wird die Problematik vertieft aufgezeigt. 
Preisanstieg bei den Lebenshaltungskosten und
Entwicklung der Nominaleinkommen
Selbst die Inflationsrate, die auf der Basis des »amtlichen«
Warenkorbs, der auch Waren des nicht täglichen Bedarfs
enthält, ermittelt wird, löst bei der Bundesregierung und den
Bürgern Sorgen aus. Hat sich doch der Kaufkraftverlust im
letzten Jahr rasant beschleunigt. Der Anstieg der Verbrau-
cherpreise vor allem für Energie und Nahrungsmittel hat
ungeahnte Dimensionen angenommen. Die Sozialpolitiker
planen Maßnahmen bzw. haben auf kommunaler Ebene be-
reits Erhöhungen von Transferleistungen beschlossen. Das
Existenzminimum insbesondere in Ballungsräumen hat sich
erheblich erhöht. Allein Mieten und Mietnebenkosten stei-
gen kontinuierlich.
Bekanntlich hat sich die Inflationsrate in den letzten Mona-
ten stark beschleunigt. Bei der absehbaren Entwicklung
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auf den Märkten für Energie und Nahrungsmittel ist mit ei-
ner Fortsetzung der Preisauftriebstendenzen auch in diesem
und dem kommenden Jahr – wenn nicht sogar dauerhaft –
zu rechnen. Die Lohnentwicklung, die erstmals 2008 wie-
der Werte, die nominal über der Inflationsrate liegen, auf-
weist, lässt Hoffnung für die tatsächlichen Leistungsträger
aufkeimen. Allerdings wird die Abgabenbelastung ebenfalls
merklich steigen, da die Bundesregierung am Konzept der
heimlichen Steuererhöhungen festhält.
Der erkennbare Teuerungstrend wird vor allem durch die an-
haltend hohen Energiepreise und vermehrt auch durch die
anziehenden Preise für Nahrungsmittel ausgelöst. Auf ab-
sehbare Zeit dürfte auf diesen Märkten keine Entspannung
eintreten. Eine Anhebung der Bedarfssätze für Bezieher von
Arbeitslosengeld II bleibt unausweichlich. Für Bezieher von
Arbeitseinkommen ändert sich offensichtlich nichts, wenn
man die Stimmen aus Politik und vor allem der Bundesre-
gierung aufmerksam zur Kenntnis nimmt. Die Bundesre-
gierung will bislang am Konzept der kalten Progression und
der dadurch entstandenen Überbesteuerung von Arbeits-
einkommen festhalten. 
Durch das Zusammenwirken von Preisauftrieb und heimli-
chen Steuererhöhungen ist die Kaufkraft der Einkommens-
bezieher massiv gesunken und wird bei unveränderter Ein-
kommensbesteuerung weiter sinken. So sind nach jünge-
ren Berechnungen in der Zeit von 1991 bis 2007 die Ver-
braucherpreise um 36,8% und die Nettogehälter nur um
28,5% gestiegen. Betrachtet man die Preise für den Grund-
bedarf und die weitere Entwicklung der Nettogehälter, die
in 2008 von der kalten Progression erfasst werden, wird die
Schere weiter auseinander klaffen. Eine Senkung allein 
der Arbeitslosenversicherung kann die Belastung durch die
heimlichen Steuererhöhungen nicht ausgleichen und ent-
lastet auch lediglich die Einkommensgruppen, die dieser
»Versicherung« unterliegen.
Während der Rohölpreis und die anderen Preise auf dem
Energiesektor seit Jahren stark steigende Tendenz aufwei-
sen, haben sich in jüngerer Zeit nunmehr die Preise für
Grundnahrungsmittel weltweit massiv verteuert. Die Preise
für Weizen, Mais und Reis erreichten neue Rekordwerte. Am
24. April 2008 durchbrach der Preis für eine Tonne Reis die
1 000 US-Dollar-Marke. Seit Januar 2008 hat sich der Preis
verdreifacht (vgl. Handelsblatt vom 29. April 2008, 2).
Die Verbraucherpreise haben sich auch in Deutschland er-
heblich gesteigert. So verteuerten sich die Preise für Brot
um 8,7%, für Obst um 14%, für Milch und Eier um 23,9%
gegenüber dem Vorjahr. Bei den Energiekosten gab es Preis-
schübe bis zu 36%. Als erste sozialpolitische Maßnahme
wurde eine Wohngelderhöhung um ca. 60% verabschiedet.
Die Ursachen der Teuerung bei Nahrungsmitteln reichen vom
rasanten Bevölkerungswachstum über Dürren in weiten Re-
gionen bis hin zur Spekulation. Zusätzlich treiben die er-
höhten Preise für Energie und Düngemittel die Kosten der
Landwirte. Bekanntlich trägt noch die Umstellung in der
Landwirtschaft von der Getreideproduktion auf die Erzeu-
gung von Biosprit zur Verknappung von Nahrungsmitteln
bei. Die weltweite Ernährungskrise wirft bereits ihre Schat-
ten auf Europa und verstärkt auch auf die inflationäre Ent-
wicklung in Deutschland.
Wie bereits mehrfach erwähnt, ignoriert der Steuergesetz-
geber bislang die reale Entwicklung bei den Preisen für den
Grundbedarf. Die Steuerverschonung des Existenzmini-
mums müsste unter Beachtung verfassungsrechtlicher Nor-
men den gestiegenen Lebenshaltungskosten angepasst
werden. Während den Beziehern von Transfereinkommen
relativ zeitnah Zulagen gewährt werden, werden die Bezie-
her von Erwerbseinkommen insbesondere bei ebenfalls er-
höhten Lebenshaltungskosten (z.B. Miete und Mietneben-
kosten) nach wie vor durch weitgehend unzureichende
Grundfreibetrage – vor allem in Ballungsräumen – nur teil-
weise von der Einkommensteuer verschont. Hinzu treten
stets die Wirkungen des progressiven Tarifs. Das in Bal-
lungsräumen erzielbare höhere Nominaleinkommen wird mit
höheren Steuersätzen belegt als das niedrigere Nominal-
einkommen außerhalb der Ballungsräume mit gleicher oder
sogar höherer realer Kaufkraft. Bei Beziehern von Erwerbs-
einkommen wird somit dem Bedürftigkeitsprinzip nicht ge-
bührend Rechnung getragen, weil im Gegensatz zum So-
zialrecht das Steuerrecht das für den existenzsichernden
Aufwand benötigte Einkommen nicht in ausreichendem Um-
fang von der Besteuerung freistellt. Während die Steuerfrei-
stellung von Sozialleistungen unumstritten ist, wird eine dau-
erhafte Steuerfreistellung des existenznotwendigen Le-
bensbedarfs vom Steuergesetzgeber meist nur nach län-
geren Zeitabschnitten im Bereich der Untergrenze vorge-
nommen.
Das Konzept der heimlichen Steuererhöhungen
Steuern als gegenleistungslose öffentliche Abgaben wer-
den grundsätzlich hinsichtlich des Steuersubjekts, des
Steuerobjekts, der Bemessungsgrundlage und des Steu-
ersatzes durch Gesetz bestimmt. Erhöhungen des Steu-
ersatzes bedürfen ebenfalls einer gesetzgeberischen Maß-
nahme. Allerdings können bekanntlich Belastungsver-
schärfungen auch ohne Gesetzgebungsverfahren ein-
treten. Das Steuerrecht ist vom Nominalwertprinzip ge-
prägt und berücksichtigt nicht inflationsbedingte Beein-
trächtigungen. Bei einem progressiven Einkommensteu-
ertarif steigt bei zunehmendem Nominaleinkommen die
Steuerschuld relativ stärker als das Einkommen des Steu-
erzahlers, ohne dass der Gesetzgeber tätig werden muss.
Die Erhöhung der Steuersätze findet automatisch statt.
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erbeträge werden als »heimliche Steuererhöhungen« be-
zeichnen. Die Ausprägung der Progression bezeichnet
man als »kalte« Progression. 
Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammen-
hang noch der Rolle des Grundfreibetrags zu. Der Grund-
freibetrag ist als Tarifvorschrift in § 32a EStG eingebettet und
verringert somit nicht die Bemessungsgrundlage »zu ver-
steuerndes Einkommen«. Die Einbettung in die Tarifvorschrift
bedingt, dass ein Grundfreibetrag, der sozialrechtlichen Vor-
gaben nicht entspricht und daher verfassungsinkonform ist,
die Progressionswirkung noch verstärkt. Bei stetig steigen-
den Nominaleinkommen ergibt sich mittels der kalten Pro-
gression ein ständiger Zuwachs an Steueraufkommen, so-
fern Grundfreibetrag und Steuerstruktur den veränderten
Verhältnissen nicht angepasst werden. Sachgerecht wäre
eine jährliche Überprüfung der Preisentwicklung für den
Grundbedarf und in weiteren Abständen für die übrigen Le-
benshaltungskosten. Unterlässt der Gesetzgeber eine re-
gelmäßige Überprüfung der Daten, kann auf eine Realitäts-
verweigerung geschlossen werden.
Durch die Verschärfung der direkten Progression, die trotz
mehrerer Tarifänderungen seit der Einführung des Splitting-
Tarifs 1958 zu verzeichnen ist, sind zugleich
die heimlichen Einkommensteuererhöhungen
immer mehr beschleunigt worden. Gerade
durch die jüngsten Erhöhungen der Nomi-
naleinkommen sowie der Nichtanpassung des
Tarifs hat das Problem der heimlichen Steu-
ererhöhungen an Brisanz gewonnen.
Betrachtet man die Tarifelastizitäten einiger
Tarife seit 1958 bis 2005, erkennt man un-
schwer, wie sich die Tarifelastizitäten im un-
teren und mittleren Einkommensbereich er-
höht haben. Sie wurden jeweils für den
Grundtarif ermittelt (vgl. Tab. 1).
Wie sich in den aktuellen Diskussionen her-
ausgestellt hat, sind die Fakten den Politi-
kern mit Fachkompetenz nicht unbekannt.
Trotzdem hält die Bundesregierung am Konzept der »kal-
ten« Progression fest. Moderate Vorschläge zur Eindäm-
mung der heimlichen Steuererhöhungen werden als nicht
finanzierbare Steuersenkungsmaßnahmen bezeichnet.
Die Entwicklung der Einkommensteuerbelastung
von 1990 bis 2005
Recht anschaulich ist ein Vergleich der Belastung durch die
Einkommensteuer für den Zeitraum von 1990 bis 2005, weil
trotz gesetzlicher Entlastungsmaßnahmen für Steuerzahler
im mittleren Einkommensbereich die Steuerlast zugenom-
men hat. Während 1990 der Spitzensteuersatz noch 53%
und der Eingangssteuersatz 19% betrug und diese Steuer-
sätze 2005 nur noch 42% bzw. 15% betrugen, hat sich die
Einkommensteuer unter Berücksichtigung der Einkom-
mensentwicklung für Einkommensbezieher im Bereich zwi-
schen ca. 30 000 € und ca. 96 000 € heimlich erhöht. Die
Übersicht 1 verdeutlicht die Entwicklung.
Einkommensbezieher mit geringerem oder höherem Ein-
kommen wurden hingegen deutlich entlastet. So ergeben
sich u.a. die Werte in Übersicht 2:
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Tab. 1 
Tarifelastizitäten im Vergleich 
Ausgewählte Lohn- und Einkommensteuertarife 
von 1958 bis 2005  Zu versteuerndes 
Jahreseinkommen  T 1958  T 1990  T 1998  T 2005 
  20 000 DM – 10 226   1,41 1,56 3,01 5,37 
  30 000 DM – 15 339   1,39 1,45 1,79 2,47 
  40 000 DM – 20 452   1,36 1,43 1,55 1,93 
  50 000 DM – 25 565  1,3 1,44 1,45 1,74 
  60 000 DM – 30 678   1,31 1,49 1,49 1,65 
  70 000 DM – 35 790  1,3 1,47 1,51 1,61 
  80 000 DM – 40 903   1,25 1,49 1,53 1,58 
  90 000 DM – 46 046   1,21 1,51 1,47 1,58 
100 000 DM – 51 129   1,25 1,53 1,49 1,57 
150 000 DM – 76 694   1,16 1,45 1,37 1,33 
Quelle: Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler, Die Entwicklung 
der Steuer- und Abgabenbelastung, Heft 100, Bonn 2006, Tabelle 5. 
Übersicht 1 
Zu versteuerndes 
Einkommen im Jahr 
1990 (in DM) 
Zu versteuerndes 
Einkommen im Jahr 
2005 (in ) 
Einkommensteuer 
 im Jahr  
1990 (in %) 
Einkommensteuer im  
Jahr 2005, einschließlich 
Solidaritätszuschlag (in %) 
Erhöhung  
(in %) 
39 200   29 062   20,0 20,0 0 
40 000  29 655  20,2  20,3  1 
50 000  37 069  22,2  23,3  5 
60 000  44 482  24,0  25,9  8 
80 000  59 310  27,5  30,2  10 
100 000  74 137  30,7  33,0  8 
130 000  96 379  35,4  35,6  1 
Quelle: Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler, Die Entwicklung der Steuer- und Abgabenbelastung, Heft 100, Bonn, 
2006, Tabelle 6. Kommentar
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Ein Grund für diese Entwicklung ist der, dass anlässlich der
Steuersatzsenkungen jeweils die obere Proportionalzone, ab
der der Spitzensteuersatz gilt, abgesenkt wurde. Die obere
Proportionalzone, die 1988 erst bei 66 484 € begann, wurde
in mehreren Schritten bis auf 52 152 € 2004 nach unten ver-
schoben. Der Steuergesetzgeber konnte somit zusätzliches
Steueraufkommen generieren. Er traf hiermit weitgehend die
wahren Leistungsträger der Gesellschaft. Obwohl die Kauf-
kraft kontinuierlich sank, wurde die Steuerbelastung im Hin-
blick auf das Realeinkommen erhöht. Die Progressionszone
wurde zusammengepresst und damit der Kreis derjenigen
Steuerzahler, die dem Spitzensteuersatz unterworfen wurden,
ständig erhöht. Es ergab sich folgende Entwicklung seit 1996
(Einführung eines verfassungskonformen Grundfreibetrags):
Der Kreis der Spitzenverdiener im Sinne des Steuerrechts
wurde somit automatisch vergrößert. Die gesetzlichen Ent-
lastungsmaßnahmen wurden auf diese Weise zum Teil wie-
de neutralisiert. Eine der realen Einkommensentwicklung
entsprechende Steuersenkung hätte es erforderlich ge-
macht, auch die Grenze zur oberen Proportionalzone nach
oben zu verschieben. Eine realitätsgerechte Steuerentlas-
tung hätte aber im Gegensatz zu einer optischen Steuer-
satzminderung, die immer eine Signalwirkung entfaltet, er-
hebliche höhere Steuerausfälle bedeutet. Eine Steuerpolitik,
die der realen Wirtschaftsentwicklung gerecht werden will,
müsste eine zeitnahe Bestimmung der Steuerbelastung an-
streben. Da die Geldwertverminderung gleich einem Natur-
gesetz fortschreitet, wären jährliche Tarifanpassungen oder
zumindest jährliche Tarifüberprüfungen erforderlich. Der von
der CSU unterbreitete Vorschlag reagiert auf die inzwischen
eingetretenen Steuerbelastungsveränderungen, die durch
die inflationäre Entwicklung bedingt sind.
Der CSU-Vorschlag »Mehr Netto für alle«
Das CSU-Steuerkonzept zielt auf eine echte Entlastung
für alle Leistungsträger ab. lm Vordergrund stehen Ent-
lastungen für Familien, Arbeitnehmer und den Mittelstand.
Der CSU-Vorschlag soll in den Jahren 2009 bis 2012 in
drei Schritten umgesetzt werden. Das Konzept will die rea-
le wirtschaftliche Entwicklung, die durch merkliche Erhö-
hungen der Bruttolöhne, aber auch durch fühlbare Preis-
steigerungen bei den Ausgaben des täglichen Bedarfs ge-
prägt ist, berücksichtigen. Daher sollen die zusätzlichen
Steuereinnahmen, die aus nominalen Lohnerhöhungen re-
sultieren, an die Bürger zurückgegeben werden. Folgen-
de Eckpunkte des »Drei-Stufenkonzepts« wurden be-
schlossen:
2009: Sofortentlastung durch
– Erhöhung des Kindergeldes,
– Erhöhung des Kinderfreibetrages in Anlehnung an den
angekündigten Siebten Existenzminimumsbericht der
Bundesregierung,
– Wiedereinführung der Pendlerpauschale und
– eine Wohnungsbauinitiative.
2010: Erste Stufe der Einkommensteuertarif-Senkung durch
– Erhöhung des Grundfreibetrags auf 8 004 € und
– Senkung des Eingangssteuersatzes von 15 auf 13% 
und des Progressionsverlaufs
2012: Zweite Stufe der Einkommensteuertarif-Senkung durch
– Senkung des Eingangssteuersatzes von 13 auf 12%,
– Abflachung des gesamten Tarifverlaufs, 
– Anhebung der oberen Proportionalzone von heute
52 151 € auf 60 000 € und
– Einführung eines Kindergrundfreibetrags
Damit würde die obere Proportionalzone, die Eintritt in den
Kreis der Spitzenverdiener bedeutet, in etwa wieder beim
Wert des Jahres 1990 angelangt sein. Damals begann die
obere Proportionalzone bei 61377 €. Der Spitzensteuersatz
betrug allerdings 53%.
Ob die Tarifsenkung ausreichend ist, erscheint fraglich. Bei
nicht ungünstiger Wirtschaftsentwicklung dürften die Brut-
tolöhne sowie die Verbraucherpreise weiterhin merklich stei-
gen. Die kalte Progression kann weiterhin greifen. Eine Ein-
dämmung dieser auch von der CSU als unerwünscht be-
zeichneten Entwicklung könnte nur erreicht werden, wenn
wie in weiten Teilen des Auslands jährliche Tarifüberprüfun-
gen gesetzlich verankert würden.
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Übersicht 2 
Zu versteuerndes  
Einkommen  
im Jahr 1990 (in DM) 
Zu versteuerndes  
Einkommen  
im Jahr 2005 (in ) 
Einkommensteuer  
im Jahr 1990  
(in %) 
Einkommensteuer  
im Jahr 2005, einschließlich 
Solidaritätszuschlag (in %) 
Minderung  
(in %) 
20 200   14 827   14,7 10,7 28 
30 000  22 241  17,8  16,5  8 
200 000  148 275  41,6  36,8  7 
Quelle: Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler, Die Entwicklung der Steuer- und Abgabenbelastung, Heft 100, Bonn, 
2006, Tabelle 6. 
  1996  2000  2002  2004 
Beginn der oberen 
Proportionalzone  61 376   58 643   55 007   52 151  
Grundfreibetrag  6 185   6 902   7 236   7 665  
Progressionsbereich  55 191   51 741   47 771   44 486  
 61. Jahrgang – ifo Schnelldienst 10/2008
Kommentar
Ausblick
Die deutsche Steuerpolitik hat im letzten Jahrzehnt verstärkt
ihr Augenmerk auf die Senkung der tariflichen Körper-
schaftsteuersätze gerichtet. Betrug der kombinierte Ertrag-
steuersatz (Körperschaft- und Gewerbesteuer) im Jahr 2000
bei thesaurierten Gewinnen noch über 52%, ist er nunmehr
ab 2008 auf ca. 30% gesunken. lm internationalen Vergleich
wurde die Wettbewerbsposition insbesondere innerhalb der
EU erheblich verbessert. Gleichwohl ist der Wettlauf um nied-
rige Körperschaftsteuertarife vor allem durch die Konkurrenz
aus den neuen EU-Mitgliedstaaten noch nicht beendet.
Die gleichzeitig eingetretenen Belastungsverschiebungen
auf dem Gebiet der Einkommensbesteuerung wurden hin-
gegen nicht ausreichend beachtet. Zwar wurden seit 2000
ebenfalls mehrere Tarifänderungen bei der Einkommensteuer
vorgenommen, aber durch innertarifliche Gegenfinanzie-
rungsmaßnahmen teilweise wieder neutralisiert. Der Ein-
gangssteuersatz wurde von 22,9% im Jahr 2000 in mehre-
ren Schritten auf heute 15,0% gesenkt. Auch der Spitzen-
steuersatz sank von 51,0% im Jahr 2000 auf nunmehr
42,0%, sofern nicht die Reichensteuer anwendbar wird. Zur
Neutralisierung der Aufkommensminderungen wurden al-
lerdings die Progressionsgrenzen gesenkt. Während im Jah-
re 2000 die obere Proportionalzone erst bei 58 643 € (nach
61 377 € bis 1999) begann, wird der Spitzensteuersatz heu-
te bereits bei 52152 € wirksam. Durch die progressive Struk-
tur des Tarifs entsteht eine stärkere Belastung nicht nur bei
den »Spitzeneinkommen«, sondern es werden auch durch
die Kompression der Progressionszone die mittleren Ein-
kommen relativ stärker belastet.
Der Hauptgrund für die Belastungsverschiebungen liegt dar-
in, dass die nominalen Einkommenserhöhungen zugleich
durch die Verringerung des Geldwerts und die »kalte Pro-
gression« real geschmälert werden. Bei steigenden Ein-
kommen führt die Progression des Tarifs für den Steuerzahler
dazu, dass seine Einkommensteuer automatisch stärker zu-
nimmt als das Einkommen selbst. Ein immer größerer Teil
des Einkommens wird durch die Steuer aufgezehrt, ohne
dass im Gesetzgebungsverfahren eine Steuererhöhung vor-
genommen worden ist. Diese »heimlichen Steuererhöhun-
gen« werden im Jahre 2008 und 2009 infolge der nomi-
nalen Lohnerhöhungen stark zunehmen, da eine entspre-
chende Tarifanpassung nicht realisiert wurde. Insbesonde-
re der inzwischen zu geringe Grundfreibetrag zur Steuer-
freistellung des Existenzminimums wird zu verfassungswid-
rigen Belastungen führen. Der Vorschlag der CSU zeigt folg-
lich in die richtige Richtung.
Einige kritische Politikerstimmen, die sich durch geringe Fach-
kompetenz auszeichnen und für die Beibehaltung der »heim-
lichen Steuererhöhungen« plädieren, beachten nicht, dass der
Steuerzahler seit 2007 bereits durch die massive Erhöhung
der Mehrwertsteuer und anderer Steuern zusätzlich belastet
wurde und durch die »kalte Progression« einer realen Über-
besteuerung unterworfen wird. Die geäußerten Bedenken ge-
gen Steueranpassungen – es handelt sich nicht um Steuer-
senkungen(!) – werfen ein bezeichnendes Licht auf die Ein-
stellung zahlreicher Volksvertreter. Erfreulich ist, dass inzwi-
schen eine beachtliche Anzahl von Abgeordneten für die Ein-
dämmung heimlicher Steuererhöhungen eintritt. Vielleicht ge-
langt der Steuergesetzgeber doch noch zu der Einsicht, dass
eine dauerhafte Überbesteuerung der wahren Leistungsträ-
ger der Gesellschaft nicht demokratieförderlich ist.
Zur Behebung der Verwerfungen wäre eine Regelung not-
wendig, die den Einkommensteuertarif der inflationären Ent-
wicklung laufend anpasst. Denkbar sind mehrere Konzep-
te. Bekannt sind (vgl. jüngst Tipke und Lang 2008, 398)
– eine gesetzliche Indexierung, bei der durch eine gesetz-
lich angeordnete, automatische Anpassung des Tarifs
und der persönlichen Freibeträge bei bestimmten Min-
desterhöhungen des Lebenshaltungskostenindex der
Entwicklung Rechnung getragen wird ( z.B. in Dänemark,
in den Niederlanden, in Kanada und in den USA);
– eine Verpflichtung der Regierung, ab bestimmten Min-
desterhöhungen des Lebenshaltungskostenindex den
Tarif und die persönlichen Freibeträge anzupassen ( z.B.
in Frankreich und in Luxemburg);
– eine Überprüfung des Tarifs und der persönlichen Frei-
beträge in bestimmten Zeitabständen ohne bindende Re-
geln (z.B. in Großbritannien, Irland, Norwegen, Schwe-
den, Schweiz).
Eine entsprechende Regelung ist sachgerecht und verhin-
dert Realitätsverweigerungen der Entscheidungsträger. Die
Vertrauensbasis zwischen Politik und Bürgern könnte ge-
stärkt werden. Sofern die Steuereinnahmen der realen und
nicht der nominalen Einkommensentwicklung entspringen,
könnten überhöhte Ausgaben leichter vermieden werden.
Durch sparsame Haushaltsführung könnten die Gebiets-
körperschaften sich der veränderten Einnahmesituation
schneller anpassen. Unter Umständen könnte sogar die
Steuerverschwendung reduziert werden. Durch heimliche
Steuererhöhungen hingegen werden Sparzwänge relativiert.
Eindämmung heimlicher Steuererhöhungen und Schulden-
abbau sind keine Gegensätze. Koordinierte Maßnahmen
können beiden Zielen gerecht werden.
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